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Als Adidas im März ankündigte, aufgrund der Corona-
Krise die Mietzahlungen für ihre Filialen auszusetzen, 
brach über dem Unternehmen eine Welle der Empörung 
herein. Ob Katarina Barley oder Andreas Scheuer: Poli-
tiker*innen jeder Couleur 
geißelten das unsolida- 
rische Gebaren des Milliar-
denkonzerns, der die Krise 
schamlos ausnutze und die 
Kosten auf Andere abwälze.

Die Kritik war berechtigt. 
Weitaus verheerender ist 
jedoch der aktuelle Um-
gang zahlreicher Modekonzerne mit ihren Zulieferbe-
trieben in Bangladesch, Pakistan, Kambodscha oder 
Myanmar. Im März und April stornierten sie kurzerhand 
Bestellungen in Milliardenhöhe und verweigerten die 
Zahlung selbst für bereits produzierte oder in der Her-
stellung befindliche Textilien. Betroffen sind diesmal 
keine wohlhabenden Immobilieneigentümer, sondern 
Millionen Frauen und Männer, die daraufhin meist frist-
los und ohne Abfindung nach Hause geschickt wurden. 
Zwar stellen einige der verantwortlichen Unternehmen 

inzwischen in Aussicht, doch noch die bestellten Waren 
anzunehmen. Zugleich erhöhen einige von ihnen aber 
den Preisdruck auf die Zulieferbetriebe, indem sie etwa 
Preisnachlässe von bis zu 30 Prozent fordern, und er-

schweren damit die Krisen-
bewältigung.

Indem einige Konzerne in 
der Corona-Krise die Ver-
luste auf die schwächsten 
Glieder der Lieferketten im 
globalen Süden abwälzen, 
verschärfen sie die Armut 
und missachten ihre men-

schenrechtliche Verantwortung gegenüber den Be-
schäftigten. Umso problematischer ist es vor diesem 
Hintergrund, dass Unternehmensverbände aktuell die 
Corona-Krise zur Verhinderung eines deutschen Lie-
ferkettengesetzes instrumentalisieren, das die Unter-
nehmen verbindlich zur Achtung der Menschenrechte 
verpflichten soll. 

Kein Zweifel: Auch die deutsche Wirtschaft ist von der 
Krise hart getroffen. Wie das vorliegende Briefing am 

EINLEITUNG

Der aktuelle Umgang 
zahlreicher Modekonzer-
ne mit ihren Zulieferbe-
trieben ist verheerend.

In der Corona-Krise hat sich die Fragilität globaler Lieferketten auf dramati-

sche Weise gezeigt. Die Auftragsstornierungen in der Textilindustrie, durch 

die im globalen Süden massenhaft Arbeiter*innen in die Armut entlassen wur-

den, stehen paradigmatisch für die ungerechte Lastenverteilung in globalen 

Lieferketten. Die resilientere Gestaltung von Lieferketten, die aktuell in aller 

Munde ist, darf sich deshalb nicht auf die wirtschaftliche Funktionalität be-

schränken, sondern muss den Schutz von Menschenrechten berücksichtigen. 

Ein Lieferkettengesetz ist dabei ein wichtiger Baustein zu einer gerechteren 

und nachhaltigen Gestaltung globaler Geschäftsbeziehungen. 
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pässen beschränken, wie dies manche Wirtschaftspoli-
tiker*innen fordern1,  sondern müssen vor allem einen 
besseren Schutz der Menschenrechte für Beschäftigte, 
Kleinbäuer*innen und andere Kleinproduzent*innen 
entlang ihrer Wertschöpfungsketten einschließen. 
Dies betonte Ende April auch EU-Justizkommissar  
Didier Reynders, als er für 2021 eine Initiative zur Re-
gulierung menschenrechtlicher und umweltbezoge-
ner Sorgfaltspflichten auf EU-Ebene ankündigte.2  Die 
Bundesregierung sollte gerade jetzt ihre Zusagen aus 
dem Koalitionsvertrag zügig umsetzen: Sie sollte auf 
nationaler Ebene in dieser Legislaturperiode ein Lie-
ferkettengesetz verabschieden und zugleich für eine 
EU-weite Regelung eintreten, wie sie jetzt von Reynders 
vorgeschlagen wurde.

und Ländern, in denen soziale Sicherungssysteme am 
schwächsten ausgeprägt sind. Insgesamt haben laut 
IAO vier Milliarden Menschen, also 55 Prozent der Welt-
bevölkerung, keinerlei Zugang zu Sozialversicherungen 
oder Sozialhilfeprogrammen.5 Während in Europa und 
Zentralasien 84 Prozent der bedrohten Arbeitsplätze so-
zialversichert sind, gilt dies in Afrika nur für 17 und Asien 
für 38 Prozent der Jobs. Am härtesten wird es informell 
Beschäftigte, Frauen, Kinder und Migrant*innen treffen. 

Die Weltwirtschaftskrise 
wird kaum ein Land oder 
Unternehmen verschonen. 
Zugleich treten ungerech-
te Strukturen auf globaler 
und innerstaatlicher Ebene 
aktuell umso gravierender 
zutage. Vor diesem Hinter-
grund stellt sich nicht nur 

die Frage nach Tiefe und Dauer der Krise, sondern auch 
nach der fairen Lastenverteilung. Im Textilsektor zeigt 
sich beispielhaft, wie einige transnationale Unterneh-
men einen möglichst großen Teil der Verluste externa-
lisieren und auf die schwächsten Glieder in globalen 
Lieferketten abwälzen – mit fatalen Folgen für die Be-
schäftigten, von deren Ausbeutung dieselben Konzerne 
seit Jahrzehnten profitieren. Auch wenn die Dynamiken 
in der Textilproduktion spezifisch sind, lassen sich da-
raus Parallelen zu anderen Industriezweigen ziehen.

Beispiel des Textilsektors aufzeigt, sind die Hauptleid-
tragenden aber auch die Beschäftigten in den Liefer-
ketten, insbesondere im globalen Süden. Ausgerechnet 
ihnen die Verluste der Krise aufzubürden, ist unver-
antwortlich. Das Briefing zeigt auch: Das Argument 
von Unternehmensverbänden, die Umsetzungskosten 
eines Lieferkettengesetzes würden die Erholung der 
deutschen Wirtschaft gefährden, hält einer sachlichen 
Überprüfung nicht stand.

Zurecht fordern Unternehmen und Politiker*innen als 
Konsequenz aus der Corona-Krise Maßnahmen, um glo-
bale Lieferketten künftig resilienter und krisenfester 
zu gestalten. Solche Maßnahmen dürfen sich jedoch 
nicht auf den Schutz von Unternehmen vor Liefereng-

Die Kontaktbeschränkungen und Geschäftsschließun-
gen zur Eindämmung der Pandemie werden laut Inter-
nationalem Währungsfonds (IWF) wahrscheinlich die 
„schwerste Rezession seit der Großen Depression“ 
auslösen.3  Die Internationale Arbeitsorganisation (IAO) 
schätzt, dass die Anzahl der weltweit geleisteten Ar-
beitsstunden im zweiten Quartal 2020 gegenüber dem 
letzten Quartal 2019 um 10,7 Prozent gesunken ist, was 
305 Millionen Vollzeitstellen entspricht.4 Von den jun-
gen Arbeitnehmer*innen 
hat jede sechste seit dem 
Ausbruch der Krise ihre 
Beschäftigung zumindest 
vorübergehend verloren. 
Und selbst bei jenen, die 
ihre Arbeit behalten ha-
ben, ist die durchschnittli-
che Arbeitszeit um 23 Pro-
zent gesunken. Sektoral am 
meisten gefährdet sind der Groß- und Einzelhandel, 
Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe, Hotels und 
Gaststätten sowie Immobilien und Verwaltung, sowohl 
hier in Deutschland als auch im Globalen Süden.

Soviel ist heute bereits sicher: Soziale Ungleichheit 
und Armut werden überall zunehmen. Viele Arbeitneh-
mer*innen und Selbständige in Deutschland werden 
von der Krise schwer getroffen. Weitaus schwerwiegen-
der sind die Konsequenzen jedoch in jenen Regionen 

DIE GRÖSSTE WIRTSCHAFTSKRISE SEIT 
DER GROSSEN DEPRESSION 

Soviel ist heute bereits 
sicher: Soziale Ungleich-
heit und Armut werden 
überall zunehmen.
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in anderen Rechtsordnungen sollen die Vertragspartei 
vor schweren, einseitigen Belastungen schützen. Die 
grundsätzliche Verteilung wirtschaftlicher Risiken soll 
durch eine Force Majeur-Klausel nicht aufgehoben wer-
den. Hiernach trägt selbstverständlich der Käufer das 
Risiko, ob die erworbene Ware gewinnbringend weiter-
verkauft werden kann. Der Verkäufer trägt das Risiko, 
die Waren in bestellter Qualität und Zeit zu produzieren. 
Die Betriebs- und Geschäftsschließungen infolge der 
Pandemie treffen aber die Zulieferbetriebe ebenso wie 
die großen Textilketten. Es lässt sich kaum argumen-
tieren, dass die wirtschaftliche Belastung einseitig die 
Unternehmen wie C&A trifft und dass C&A gegenüber 
den Zulieferbetrieben in Bangladesch oder andernorts 
besonders schutzbedürftig ist.

Dies gilt umso mehr, als die europäischen Unterneh-
men auf staatliche Hilfen zählen können, während die 
möglichen Hilfspakete in Südasien deutlich schleppen-
der vorankommen. Dennoch wird kaum ein Zulieferer 
dagegen klagen, aus Angst, auch in Zukunft keine neu-
en Aufträge mehr zu erhalten. Besonders deutlich offen-
bart sich damit in der Krise das eklatante Machtgefälle 
zwischen Einkäufern und Produzenten, das globale Lie-
ferketten in vielen Sektoren kennzeichnet. 

Infolge der Pandemie-Maßnahmen ist die Nachfrage 
nach Textilien in Europa und Nordamerika drastisch 
eingebrochen. Laut IAO haben Modeketten und Einzel-
händler daraufhin allein in Bangladesch Bestellungen 
in einem Gesamtwert von 3,15 Milliarden US-Dollar stor-
niert oder zurückgestellt, wovon dort 1.136 Fabriken be-
troffen waren.6 Laut einer Studie des Center for Global 
Workers‘ Rights wurde die Liste der größten Auftrags-
stornierungen bis Mitte März von Primark mit 273 Millio- 
nen sowie C&A mit 166 Millionen US-Dollar angeführt.7 
C&A soll zunächst alle Bestellungen in Bangladesch von 
April bis Juni 2020 storniert haben.

Unter Berufung auf „höhere Gewalt“ verweigerten die 
Firmen die Zahlung auch für Textilien, die bereits pro-
duziert waren oder sich in Produktion befanden. In 
einem Schreiben von C&A an seine Zulieferer argumen-
tiert das Unternehmen, dass die Corona-Pandemie die 
Grundlage der Vertragsbeziehung angreifen würde und 
damit eine Erfüllung des Vertrages für C&A unmöglich 
mache.8 

Juristisch ist dies ausgesprochen fragwürdig. Denn die 
Regelung des Wegfalls der Geschäftsgrundlage im deut-
schen Zivilrecht wie auch das Konzept der Force Majeur 

TEXTILSEKTOR: KOSTEN WERDEN AUF DIE 
SCHWÄCHSTEN ABGEWÄLZT

 Abbildung 1: Arbeiterinnen in einer Textilfabrik in Kambodscha. 
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ser Verantwortung jedoch verengt. Über zwei von insge-
samt vier Millionen Textilarbeiter*innen hatten bis April 
in Bangladesch ihre Jobs verloren. Inzwischen wird die 
Produktion nach und nach wiederaufgenommen.

Vergleichbar dramatisch ist die Situation in Indien: 
Dort wurden landesweit Textilaufträge im Wert von 4,17 
Milliarden US-Dollar storniert bzw. zurückgestellt. Die 
Lebensgrundlage der 12,9 Millionen Beschäftigten im 

Textilsektor ist in Gefahr.11 
Die indischen Textilbetrie-
be haben nach eigenem 
Bekunden aufgrund feh-
lender Einnahmen keine 
finanziellen Mittel, ihren 
Beschäftigten weiter Gehalt 
zu zahlen. Staatliche Unter-
stützung erhalten die Arbei-
ter*innen auch nicht, viele 
von ihnen sind daher auf 
Lebensmittelspenden von 

NGOs angewiesen.12 Ähnlich hart betroffen ist auch die 
Textilindustrie in Kambodscha, Indonesien, Myanmar, 
Sri Lanka und Vietnam.13

Die Folgen in Bangladesch sind dramatisch: Der Ver-
band der Textilproduzenten in Bangladesch gibt an, 
dass deren Einnahmen in der ersten April-Woche 2020 
um über 77 Prozent im Vergleich zur Woche des Vor-
jahres gefallen seien.9 In einer repräsentativen Be-
fragung gaben 72,4 Prozent der betroffenen Betriebe 
an, zwangsweise beurlaubten Beschäftigten nicht den 
Lohn fortzahlen zu können.10 80,4 Prozent der Betriebe 
sahen sich nicht in der Lage, ihren Arbeiter*innen bei 
Entlassungen eine Abfin-
dung zu zahlen; und 95 Pro-
zent der befragten Unter-
nehmen berichteten, dass 
sie keine Unterstützung 
von den Abnehmerfirmen 
zur Deckung dieser Kos-
ten erhielten. Zwar tragen 
die produzierenden Unter-
nehmen selbstverständlich 
eine eigene Verantwortung 
zur Achtung der Rechte 
ihrer Arbeitnehmer*innen. Das beschriebene Gebaren 
der abnehmenden Firmen aus Deutschland und Europa 
hat deren finanzielle Spielräume zur Wahrnehmung die-

Infolge der Pandemie-
Maßnahmen ist die Nach-
frage nach Textilien in 
Europa und Nordamerika 
drastisch eingebrochen.

STRUKTURELLE MACHTGEFÄLLE IN  
GLOBALEN LIEFERKETTEN

Im Widerspruch dazu verweigert Primark nach Anga-
ben des Worker Rights Consortium jedoch immer noch 
die vollumfängliche Zahlung der ursprünglich verein-
barten Preise für die bestellten Waren. Primark werde 
zudem vor Herbst keinerlei Zahlungen leisten.17 Auch 
C&A räumte ein, „Zahlungsfristen neu verhandelt“ 
und Aufträge teilweise verschoben zu haben. Auch 
solche Maßnahmen können jedoch die Liquidität der 
Geschäftspartner, die Lohnfortzahlung gegenüber den 
Beschäftigten oder auch die Wiedereinstellung von 
Textilarbeiter*innen gefährden.18 Von anderen Konzer-
nen wie Bestseller und Arcadia ist bekannt, dass sie 
wegen der Corona-Krise gegenüber den Zulieferbetrie-
ben sogar einen Preisnachlass um 25 bzw. 30 Prozent 
eingefordert haben, auch das unter Berufung auf eine 
angeblich „höhere Gewalt“.19 Damit jedoch konterkarie-
ren diese Unternehmen genau das Ziel des Appells der 
IAO und der Gewerkschaften, auch strukturell die Löhne 
und soziale Sicherheit in den Produktionsländern zu 
verbessern.

Auf die internationale Kritik haben Primark und C&A in-
zwischen reagiert. So beteuerte Primark am 20. April 
2020, nun doch alle Waren anzunehmen, die bis dahin 
bereits gefertigt waren oder sich in Produktion befän-
den.14 Ende April erklärt auch Martijn van der Zee, Mer-
chandise-Chef von C&A, es sei gelungen, „93 Prozent 
der ursprünglich ausgesetzten Orders wiederherzustel-
len und auch ihre Bezahlung zu gewährleisten“.15 Beide 
Konzerne schlossen sich auch einem Appell der IAO, der 
internationalen Gewerkschaften und Unternehmens-
verbände an, „ausreichende Mittel zu mobilisieren, um 
den Manufakturbetrieben den Fortgang ihrer Geschäfte 
zu ermöglichen, einschließlich die Zahlung der Löhne, 
sowie Einkommenszuschüsse und Abfindungen, um die 
Auswirkungen der Krise zu adressieren.“ Ziel ist, die 
„Einkommen, Gesundheit und Arbeitsplätze der Arbei-
ter*innen zu schützen“ sowie „nachhaltige Systeme 
sozialer Sicherung für eine gerechtere und resilientere 
Textilindustrie“ zu schaffen.16
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schlacht, für die Textilarbeiter*innen in Asien einen 
hohen Preis zahlen.

Die Konsequenzen dieses Systems und der verschärften 
Situation in Zeiten der Pandemie  sind offensichtlich: 
Millionen von entlassenen Arbeiter*innen können sich 
und ihre Familien nicht mehr ernähren, geschweige 

denn die Miete für Unter-
kunft und Kosten für Ge-
sundheitsversorgungen 
zahlen – und das alles in 
Zeiten einer weltweiten 
Pandemie. In Indien stran-
den bereits jetzt zigtausen-
de Wanderarbeiter*innen 
aus der Textil- und anderen 
Branchen ohne Lohn, so-
ziale Absicherung oder Ge-

sundheitsversorgung in von Corona hoch gefährdeten 
Massenunterkünften, weil ihre Fabriken geschlossen 
und sie ohne Entschädigungszahlungen fortgeschickt 
wurden. 

Die Ursachen hierfür liegen natürlich nicht nur in der 
gegenwärtigen Krise und der Reaktion westlicher Unter-
nehmen darauf, sondern vielmehr in den Versäumnis-
sen der letzten Jahrzehnte. Neoliberale Wirtschafts- und 
Sozialpolitik hat den Aufbau staatlicher Gesundheits- 
und Sozialversicherungssysteme verhindert und zum 
Teil sogar den systematischen Abbau gefördert. Eine 
wichtige Rolle spielten dabei die rigiden Strukturanpas-
sungsprogramme der Weltbank und des Internationalen 

Einmal mehr steht der Textilsektor damit paradigma-
tisch für die Schattenseiten des neoliberalen Turbo- 
kapitalismus. Mit bis zu zwölf Kollektionen im Jahr ist die 
Branche auf extrem kurze und kostengünstige Produk-
tionszyklen ausgelegt. Um die Nachfrage bei den Ver-
braucher*innen am Laufen zu halten, müssen die Preise 
niedrig sein. Daher werden die Kosten für Herstellung 
und Logistik gedrückt, wo 
es nur geht. Bezahlt wird 
die Ware auch in normalen 
Zeiten häufig erst 60 bis 90 
Tage nach Erhalt.20 Die Zulie-
ferbetriebe tragen also das 
gesamte finanzielle Risiko 
der Produktion – von der 
Materialbeschaffung bis zu 
den Lohnkosten.

Die letztlich Leidtragenden sind die Textilarbeiter*in-
nen. Ein funktionierendes staatliches Sozialversi-
cherungssystem gibt es in Bangladesch, Myanmar, 
Kambodscha wie in vielen anderen Ländern nicht. Die 
bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen für Arbeit-
geber werden in der Realität umgangen, denn es man-
gelt an effektiver staatlicher Kontrolle. Zudem sind 
die Gewinnmargen für die Textilproduzenten denkbar 
schmal, so dass selbst gewillte Arbeitgeber*innen 
ihre Belegschaft kaum angemessen absichern kön-
nen. Statt für höhere Anforderungen an Umwelt- und 
Arbeitsschutz bei ihren Zulieferern mehr zu zahlen, 
haben die Modeketten die Einkaufspreise für Texti-
lien in den letzten Jahren stetig gesenkt. Eine Rabatt-

 Abbildung 2: Näherinnen stellen Kleidung für Adidas in Phnom Penh in Kambodscha her. 

Einmal mehr steht der 
Textilsektor paradigma-
tisch für die Schatten-
seiten des neoliberalen 
Turbokapitalismus.
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ter*innen. Bei monatlichen Netto-Gehältern in Höhe 
von 260 Euro, die Beschäftigte in der Textilproduktion 
in Serbien im Schnitt erhalten,22 muss die Herstellung 
von Schuhen in Serbien für GEOX in den ersten Jahren 
praktisch kostenlos gewesen sein. Derartige Gehälter 
ermöglichten es aber den Arbeitnehmer*innen nicht, 
eine sinnvolle Kranken- und Arbeitslosenversicherung 
aufzubauen. Aktuell diskutiert die serbische Regierung 
einen Rettungsschirm für ausländische Unternehmen, 
damit sie ihre Produktion im Land aufrechterhalten.23 
Die Textilunternehmen wiederum profitieren systema-
tisch von solchen Bedingungen – ja, sie haben ihr gan-
zes Geschäftsmodell genau hierauf aufgebaut.

Währungsfonds (IWF). Auch in Pakistan wurden Arbeits-
gesetzgebung und deren staatliche Überwachung auf 
deren Druck in den 1990er Jahren abgebaut. 

In Serbien lockt die Regierung große Modeunterneh-
men nicht nur mit Steuererleichterungen an, sondern 
auch mit direkten finanziellen Zuschüssen in zweistel-
liger Millionenhöhe. Die sozialen Sicherungssysteme 
werden aber vernachlässigt. Beispielsweise erhielt die 
italienische Schuhmarke GEOX für die Eröffnung einer 
Produktionsstätte in Vranje einen Zuschuss in Höhe 
von 11,25 Millionen Euro.21 Dabei bleibt wenig von den 
Gewinnen im Land, geschweige denn bei den Arbei-

FREIWILLIGE UNTERNEHMENS- 
VERANTWORTUNG GESCHEITERT

mit neun weiteren Textil-Initiativen die Unternehmen auf, 
„bereits fertiggestellte und in Produktion befindliche 
Aufträge […] möglichst in voller Höhe“ zu zahlen. „Faire 
Bezahlung und partnerschaftliche Zusammenarbeit zwi-
schen Händlern, Marken und Zulieferern müssen nach 
der Krise zur ‚neuen Normalität‘ werden“.25

Das Grundproblem allerdings bleibt: Solange die 
menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten von Unter-

nehmen nicht gesetzlich 
vorgeschrieben sind, wird 
die Branche ihre men-
schenrechtsverachtenden 
Geschäftspraktiken nicht 
grundsätzlich verändern. 
Verstöße bleiben folgen-
los und Betroffene können 
kaum Entschädigung für er-
littene Schäden einfordern. 

Eigentlich ist die aktuelle 
Bundesregierung angetreten, genau dies zu ändern. 
Im Koalitionsvertrag versprach sie ein nationales Ge-
setz zum Schutz der Menschenrechte in globalen Lie-
ferketten und den Einsatz für eine verbindliche EU-Re-
gulierung, falls ein Monitoring ergeben sollte, dass die 
Unternehmen ihre menschenrechtliche Verantwortung 
nicht freiwillig wahrnehmen. 

NRO und Gewerkschaften kritisierten wiederholt die Me-
thodik und die laxen Anforderungen des Monitorings, 

Die rücksichtslose Krisenreaktion einiger Modekon-
zerne ist nicht nur moralisch verwerflich, sondern trägt 
auch zur Verletzung sozialer Menschenrechte bei, die 
im Internationalen Pakt für wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte der Vereinten Nationen (VN-Sozial-
pakt) verankert sind. Diese Rechte zu schützen, ist zwar 
in erster Linie eine staatliche Verpflichtung. Gemäß den 
VN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 
tragen aber auch Unternehmen im Rahmen ihrer Ak-
tivitäten und Geschäftsbe-
ziehungen eine menschen-
rechtliche Verantwortung. 
Über ihr Bekenntnis zu 
den Menschenrechten hi-
naus müssen sie konkre-
te Risiken ihres Handelns 
untersuchen und durch 
angemessene Maßnahmen 
vermeiden. Stattdessen ha-
ben sie durch ihre entschä-
digungslosen Auftragsstor-
nierungen dazu beigetragen, dass die sozialen Rechte 
der Mitarbeiter*innen ihrer Zulieferbetriebe in noch 
größerem Maße verletzt werden, als dies in der Krise 
ohnehin schon zu befürchten wäre. 

Dass es auch anders geht, haben Unternehmen wie Adi-
das, Nike, Tchibo oder H&M bewiesen, die von Anfang 
an zusagten, zumindest alle gefertigten Waren anzu-
nehmen.24 In einer gemeinsamen Erklärung rief auch das 
deutsche Bündnis für nachhaltige Textilien gemeinsam 

Die rücksichtslose  
Krisenreaktion einiger 
Modekonzerne trägt zur 
Verletzung sozialer  
Menschenrechte bei.



8  Briefing Juni 2020

Globale Lieferketten in der Corona-Krise – Menschenrechte auf dem Abstellgleis?

einzigen der untersuchten Unternehmen eine ausrei-
chende menschenrechtliche Sorgfalt bescheinigt.28 
Auch eine von der EU-Kommission in Auftrag gegebene 
Studie vom Januar 2020 kommt zu dem Schluss, dass 
sich nur 16 Prozent der befragten Unternehmen über 
die direkten Geschäftspartner hinaus überhaupt mit 

den menschenrechtlichen 
und umweltbezogenen Ri-
siken in ihrer Lieferkette 
beschäftigen. Freiwillige 
Regelungen reichten nicht 
aus.  Eine gesetzliche Re-
gulierung menschenrecht-
licher und umweltbezoge-
ner Sorgfaltspflichten sei 
daher absolut notwendig 
und ohne weiteres rechtlich 
machbar.29 

Es war deshalb nur konsequent, dass Arbeitsminister 
Hubertus Heil und Entwicklungsminister Gerd Müller 
sich aufgrund des Monitorings für ein Lieferkettenge-
setz aussprachen und zum 10. März 2020 die Presse 
einluden, um Eckpunkte für ein solches Gesetz vorzu-
stellen. Daraus wurde aber nichts. Kurzfristig luden die 
Minister die Presse wieder aus. Wegen der Corona-Kri-
se, so zumindest die offizielle Begründung. Dem Ver-
nehmen nach hatte Bundeskanzlerin Angela Merkel die 
Minister zuvor aber massiv unter Druck gesetzt.

mit dem die Bundesregierung ein Konsortium unter 
der Federführung der Unternehmensberatung Ernst & 
Young beauftragte. Auf Drängen der Wirtschaftsverbän-
de hatten das Bundeswirtschaftsministerium (BMWi) 
und das Bundeskanzleramt innerhalb und außerhalb 
des zuständigen Interministeriellen Ausschuss zahlrei-
che Verwässerungen durch-
gesetzt.26  Gewertet wurden 
zudem nur Unternehmen, 
die sich freiwillig an der Be-
fragung beteiligten.

Dennoch kam der zweite 
Zwischenbericht dieses 
Monitorings im Februar 
2020 zu einem eindeutigen 
Ergebnis: Weniger als ein 
Fünftel der befragten Unter-
nehmen erfüllten demnach 
ihre menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten gemäß 
dem Nationalen Aktionsplan (NAP) der Bundesregie-
rung für Wirtschaft und Menschenrechte.27 Nur die we-
nigsten hatten zum Beispiel jemals die menschenrecht-
lichen Risiken ihrer Geschäfte untersucht. 

Andere Studien des Business and Human Rights and 
Resource Center zu den 20 größten deutschen Unter-
nehmen sowie von Germanwatch und MISEREOR über 
die deutsche Agrarwirtschaft hatten zuvor keinem 

Ein eindeutiges Ergebnis: 
Weniger als ein Fünftel 
der befragten  
Unternehmen erfüllten 
ihr menschenrechtlichen 
Sorgfaltspflichten.

UNTERNEHMENSVERBÄNDE INSTRUMEN-
TALISIEREN CORONA GEGEN MENSCHEN-
RECHTSSCHUTZ
Bisher halten die beiden Minister an ihren Plänen fest. 
Unternehmensverbände wittern aber die Chance, Co-
rona politisch gegen den Menschenrechtsschutz in 
Lieferketten zu instrumentalisieren. Dabei sehen die 
Verbände Wirtschaftsminister Peter Altmaier und auch 
Kanzlerin Angela Merkel an ihrer Seite. Nach eigenen 
Angaben hatte sich der CDU-Wirtschaftsrat vor der ge-
planten Veröffentlichung der Eckpunkte an Altmaier 
gewandt und „vor den Folgen des Gesetzes gewarnt“, 
und erklärte weiter: „Aus dem Kanzleramt erhält er 
nun Rückendeckung gegen das Gesetz von Arbeits-
minister Hubertus Heil und Entwicklungsminister Gerd 
Müller.“30

„Es ist wichtig, wirtschaftsfeindliche Barrieren wie das 
Lieferkettengesetz nun von der politischen Agenda zu 
streichen“, twitterte am 16. März auch der Bundesver-
band der Mittelständischen Wirtschaft. Wegen der Co-
rona-Krise, so die Logik der Lobbyist*innen, müsse alles 
eingestampft werden, was einer schnellen Erholung der 
Wirtschaft im Wege stehen könnte. Sachlich greift das 
Argument allerdings kaum. So kam die Studie der EU-
Kommission zu der Einschätzung, dass die Umsetzungs-
kosten der Unternehmen für menschenrechtliche und 
umweltbezogene Sorgfaltspflichten gering ausfallen 
würden. Für große Unternehmen schätzte sie die Kos-
ten auf durchschnittlich 0,005 Prozent ihrer Gewinne.31
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Unternehmen weltweit am ehesten auf eine Erholung 
im nächsten Jahr hoffen, während ihre Geschäftspart-
ner und deren Mitarbeiter*innen im globalen Süden zu-
meist völlig auf sich allein gestellt sind. 

Knappe Staatshaushalte und Verschuldung lassen die-
sen Staaten keinen Spielraum für vergleichbare Hilfs-
programme. Laut Schuldenreport 2020 waren bereits 
vor der Corona-Krise 124 der untersuchten 154 Staa-
ten kritisch verschuldet. Die privaten und öffentlichen 
Schulden von Entwicklungs- und Schwellenländern la-
gen bereits im letzten Jahr etwa doppelt so hoch wie 
auf dem Höhepunkt der Finanzkrise 2009.35 Angesichts 
dieser globalen Ungleichgewichte ist es umso mehr 
geboten, auch deutsche Unternehmen in die Pflicht zu 
nehmen, einen fairen Anteil an den Kosten der Krise zu 
schultern und wenigstens die Menschenrechte in den 
Lieferketten zu achten.

Hinzu kommt: Ein Lieferkettengesetz würde frühestens 
Mitte 2021 verabschiedet und könnte längere Über-
gangsfristen vorsehen. So wurde auch im französischen 
Sorgfaltspflichten-Gesetz (loi de vigilance) von 2017 
vorgesehen, dass die Berichtspflicht erst im auf die 
Verkündung folgenden Jahr in Kraft tritt.32 Klagen nach 
dem Gesetz sind erst seit 2019 möglich. In der EU-Kon-
fliktmineralienverordnung wurde sogar eine vierjährige 
Übergangsfrist vorgesehen.33 

Laut Frühjahrsprognose der EU-Kommission von Anfang 
Mai wird das deutsche Bruttoinlandsprodukt (BIP) in 
diesem Jahr um 6,5 Prozent einbrechen, schon 2021 
aber wieder um 5,9 Prozent zulegen.34 Wenngleich 
jede Prognose aktuell mit großer Vorsicht zu genießen 
ist, wird klar: Aufgrund eines historisch beispiellosen 
öffentlichen Hilfspaket über 1,2 Billionen Euro an Zu-
schüssen, Krediten und Garantien dürfen deutsche 

RÜCKENWIND AUS BRÜSSEL
Der Hauptgeschäftsführer des Handelsverbands 
Deutschland, Stefan Genth, hält die Corona-Krise für 
die „absolute Unzeit“, um über ein Lieferkettengesetz 
zu diskutieren. Ganz anders der liberale Justizkom-
missar der EU, Didier Reynders, in einer Rede vom 
29. April 2020: „Die gegenwärtige Krise wird leider 
die bestehenden Ungleichheiten verschärfen, sowohl 
innerhalb der EU als auch zwischen den besonders 
entwickelten und den am 
wenigsten entwickelten 
Volkswirtschaften“.  Zu-
dem zeige sich gerade in 
der Krise, dass „Unterneh-
men mit besserem Risiko-
management entlang der 
Lieferketten den Menschen 
weniger Schaden zufügen 
und selbst die Krise besser 
überstehen“. 

Für 2021 kündigte er des-
halb auf EU-Ebene eine Gesetzesinitiative für verbind-
liche menschenrechtliche und umweltbezogene Sorg-
faltspflichten von Unternehmen an, und zwar „als Teil 
der Initiativen zur Unterstützung der wirtschaftlichen 
Erholung“. Nestlé-Vertreter Bart Vandwaetere unter-
stützte ihn mit den Worten: „Freiwillige Ansätze zur 
menschenrechtlichen und ökologischen Sorgfalt haben 

uns nicht weit genug gebracht. Mit der Corona-Krise 
müssen wir Initiativen für verbindliche Sorgfaltspflich-
ten beschleunigen.” 

Fest steht: In Folge der Corona-Krise droht schon jetzt 
eine globale soziale Katastrophe. Die Herausforderung 
ist gigantisch und hoch komplex; die Antworten müs-
sen dieser Komplexität gerecht werden. Der Interna-

tionale Gewerkschaftsbund 
(ITUC) hat daher seine For-
derung nach einem Global 
Fund for Social Protection 
erneuert, um die Folgen der 
Pandemie zu meistern. Ent-
wicklungsorganisationen 
fordern zugleich einen um-
fassenden Schuldenerlass 
für Länder, die besonders 
stark von der Krise betrof-
fen sind. 

Der Ruf nach resilienten Lieferketten kann nicht nur 
auf Maßnahmen abstellen, die die Versorgungssicher-
heit in Deutschland gewährleisten. Lieferketten sind 
dann resilient, wenn Arbeiter*innen wie auch Klein-
bäuer*innen und andere Kleinproduzent*innen ent-
lang des gesamten Wertschöpfungsprozesses sozial 
gesichert sind und damit auch eine Krise wie die ge-

Die Bundesregierung 
muss zu ihrer Zusage aus 
dem Koalitionsvertrag 
stehen, ein Lieferketten-
gesetz auf den Weg zu 
bringen.
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abzuräumen, wäre ein fatales Signal an die Hauptleid-
tragenden der Krise.

Stattdessen muss die Bundesregierung zu ihrer Zusage 
aus dem Koalitionsvertrag stehen, noch in dieser Legis-
laturperiode ein deutsches Lieferkettengesetz auf den 
Weg zu bringen. Mit einem Lieferkettengesetz würde 
Deutschland ein wichtiges Zeichen der internationalen 
Solidarität setzen und zugleich die Chancen auf eine 
verbindliche EU-Regulierung erhöhen. Sie würde auch 
einen qualitativen Maßstab zur Mitgestaltung der EU-
Initiative setzen.

genwärtige besser abgefedert werden kann. Ein Schul-
denschnitt ist insofern auch unabdingbar, damit die 
Regierungen in den betroffenen Ländern überhaupt 
ökonomisch in die Lage versetzt werden, soziale Si-
cherungssysteme aufzubauen bzw. deren Effektivität 
sicherzustellen.

Gesetzliche Sorgfaltspflichten auf nationaler, euro-
päischer und internationaler Ebene sind in diesem Zu-
sammenhang ein weiterer zentraler Baustein für einen 
besseren Schutz der Beschäftigten in den schwächsten 
Gliedern globaler Lieferketten. Diesen Baustein jetzt 

 Abbildung 3:  
 Ohne ein wirksames Lieferkettengesetz fehlt der Wertschöpfungskette der gesetzliche Rahmen. 
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